
		
			[image: Cover]
		

	


Inhaltsverzeichnis


	Hinweis zum Urheberrecht

	Dank

	Geleitwort

	Vorwort

	1 Unternehmen – Treiber oder Getriebene?

	1.1 Die Welt aus den Fugen – Navigieren in stürmischen Gewässern

	1.2 Risiken, Abenteuer und schwarze Schwäne

	1.2.1 Politische und gesellschaftliche Risiken – »It’s politics, stupid!«

	1.2.2 Rechts- und Compliance-Risiken – Mehr Angst vor amerikanischen Juristen als vor Dschihadisten

	1.2.3 Wirtschaftliche Risiken – Braucht es mehr Radikalität der Vernünftigen?

	1.2.4 Die Digitalisierung – Ein Game Changer

	1.2.5 Umweltrisiken – Gibt es ein »richtiges« Klima?

	1.3 Die Milch kommt von der Kuh, nicht von Aldi –
Wider den Wirtschaftsanalphabetismus

	1.4 Politische Stabilität und Rechtssicherheit – Der Goldstandard

	1.5 Direkte Demokratie – Ein Jungbrunnen für erfolgreiches Unternehmertum




	2 Corporate Diplomacy – So schaffen Sie sich einen Wettbewerbsvorteil in einer komplexer werdenden Welt

	2.1 Lobbying, Public Affairs, Government Affairs, Public Relations, Corporate Social Responsibility – Und was noch?

	2.2 Von der Staatsdiplomatie zur Unternehmensdiplomatie

	2.3 Würden Sie ohne GPS Auto fahren?

	2.4 Ein Blick in den Corporate-Diplomacy-Baukasten

	2.4.1 Die Stakeholderanalyse – Kennen Sie Ihre Stakeholder?

	2.4.2 Permanente Risikoanalyse – Eine unternehmerische Pflicht

	2.4.3 Stakeholdermanagement – So optimieren Sie Ihre Stakeholderbeziehungen

	2.4.4 Auf- und Ausbau interkultureller Kompetenz – Ein pragmatischer Ansatz

	2.4.5 Kooperation mit Gleichgesinnten – Fokus auf Themensetzung

	2.4.6 Die Drehtür – Cliquenkarussell oder Kompetenztreibhaus?

	2.4.7 Organisatorische Eingliederung

	2.5 Auch KMU und Start-ups können mehr für sich herausholen 193 2.6 Fifa, IOC & Co. – Aufwachen bitte!




	3 Fazit

	4 Schlussbemerkung

	Literatur

	Anmerkungen

	Stichwortverzeichnis

	Über den Autor






[1]Hinweis zum Urheberrecht
[image: Abbildung]
Schäffer-Poeschel Verlag für Wirtschaft – Steuern – Recht GmbH, Stuttgart


Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über <http://dnb.d-nb.de> abrufbar.




	Print:
	ISBN 978-3-7910-4409-5
	Bestell-Nr. 10314-0001



	ePDF:
	ISBN 978-3-7910-4411-8
	Bestell-Nr. 10314-0150



	ePub:
	ISBN 978-3-7910-4410-1
	Bestell-Nr. 10314-0100





Dieses Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlages unzulässig und strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

© 2019 Schäffer-Poeschel

Verlag für Wirtschaft • Steuern • Recht GmbH

www.schaeffer-poeschel.de

service@schaeffer-poeschel.de

Lektorat: Alexander Kurz, Stuttgart

Bildnachweis: © Maxx-Studio, Shutterstock

Umschlagentwurf: Goldener Westen, Berlin

Umschlaggestaltung: Kienle gestaltet, Stuttgart

Februar 2019

Schäffer-Poeschel Verlag Stuttgart

Ein Unternehmen der Haufe Group


[1]»Das größte Vergnügen im Leben besteht darin, das zu tun, von dem die Leute sagen, du könntest es nicht.«

Walter Bagehot, Economist-Herausgeber


[2][3]Dank

Beginnen möchte ich dieses Buch mit einem herzlichen Dankeschön an jene Unterstützer, Förderer und Mentoren, die mir ihre wertvolle Zeit gewidmet haben, mich aus ihrem reichen Erfahrungsschatz schöpfen ließen, ihre Ideen einbrachten, meine Ansichten je nachdem bestärkten oder widerlegten und mich in meinem Enthusiasmus für dieses Projekt beflügelten und motivierten. Ohne sie wäre dieses Buch nicht möglich gewesen. Namentlich geht mein Dank an folgende Personen (in alphabetischer Reihenfolge):

Josef Ackermann

Ehemaliger Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank und der Zurich Insurance Group. Chairman bei der Bank of Cyprus. Ehemalige Verwaltungsratsmandate u. a. bei Royal Dutch Shell und Siemens.

Roland Berger

Gründer und Ehrenvorsitzender von Roland Berger Strategy Consultants, einer führenden deutschen Unternehmensberatungsgesellschaft. Mitglied in der Commission for Future Generations der Oxford Martin School, ehemaliges Vorstandsmitglied des FC Bayern München.

Donald Sternoff Beyer Jr.

US-amerikanischer Kongressabgeordneter der Demokraten, ehemaliger US-Botschafter unter Präsident Obama in der Schweiz und Liechtenstein, Inhaber der Beyer Automotive Group.

Jean-Claude Biver

Präsident der Uhrendivision des Luxusgüterkonzerns LVMH und zuständig für die Marken Hublot, TAG Heuer und Zenith.

Peter Brabeck-Letmathe

Langjähriger Nestlé-Chairman. Er hat fast 50 Jahre lang persönlich zur 150-jährigen Erfolgsgeschichte von Nestlé beigetragen. Außerdem bekleidete er Verwaltungsratsposten bei L’Oréal, Roche, Credit Suisse und Exxon Mobil.

Beat Hess

Chairman von LafargeHolcim, dem weltweit größten Baustoffhersteller. Außerdem Mitglied der Verwaltungsräte von Nestlé und Sonova. Zuvor unter anderem Mitglied der Konzernleitung von Royal Dutch Shell und Chefjurist von ABB.

Fred Kindle

Ehemaliger CEO von ABB und Sulzer, heute Advisor bei Clayton, Dubilier & Rice, Ex-Vice-Chairman Zurich Insurance Group, Verwaltungsratsmitglied von Schneider Electric.

[4]Peter Kurer

Ehemaliger UBS-Chairman und Partner bei der renommierten Kanzlei Baker & McKenzie. Heute u. a. Chairman von Sunrise, einem führenden Schweizer Telekommunikationsanbieter.

Edward T. McMullen Jr.

US-Botschafter unter Präsident Trump in der Schweiz und Liechtenstein. Früher Präsident der Firma McMullen Public Affairs mit Büros in Washington und South Carolina.

Friedrich Merz

Ehemaliger Vorsitzender der bundesdeutschen CDU/CSU-Fraktion. Heute Aufsichtsratschef Deutschland von BlackRock, dem weltweit führenden Vermögensverwalter, und Vorsitzender des Netzwerkes Atlantik-Brücke.

Jean-Pascal Tricoire

Chairman und CEO von Schneider Electric, einem führenden globalen Spezialisten für Energiemanagement und Automatisierung mit weltweit rund 170.000 Angestellten.

Thomas Edgar Wheeler

Chairman der Federal Communications Commission unter Präsident Obama. Mitglied der demokratischen Partei und einflussreicher Lobbyist für die Kabel- und Mobilfunkindustrie.


[5]Geleitwort von Peter Kurer

Störe meine Kreise nicht – dieser Leitsatz prägte lange das Verhältnis zwischen Staat und Wirtschaft, zumindest in politischen Systemen mit freiheitlicher Marktwirtschaft. Hier war der Staat, der das Gewaltmonopol verwaltete, den rechtlichen Rahmen für private und wirtschaftliche Aktivitäten setzte, die Infrastruktur und die Armee bereitstellte, und vor dem alle gleich waren. Dort war die Wirtschaft, die Güter produzierte, Handel betrieb und Dienstleistungen erbrachte und damit ökonomische Mehrwerte und Wohlstand schuf. Diese klaren Verhältnisse gehören der Vergangenheit an. Immer mehr überschneiden sich die Interessensphären von Staat und Wirtschaft. Im Laufe der heutigen Globalisierungswelle wurden transnationale Unternehmen zu zentralen Machträgern, oftmals mächtiger und einflussreicher als die Regierungen kleinerer bis mittelgroßer Länder. Dies gilt für die Masters of the Universe der globalen Finanzwirtschaft ebenso wie für die Giganten der Nahrungs- und Pharmaindustrie, deren Forschungs- und Vertriebsstrategien darüber entscheiden, wie gesund und wie lange wir leben. Kulmination dieser Entwicklung sind die sieben oder acht großen Technologieplattformen von Google bis Ali Baba, die alles wissen, überall dabei sind und die Techniken liefern, um Regierungen zu stürzen und ganze Gesellschaften in ein Chaos zu treiben. Diesem Aufstieg globaler Wirtschaftsmacht sind die politischen Akteure zuerst mit Konsternation und dann mit Ressentiments begegnet. Zugleich mussten sie sich zunehmend um die nicht immer glänzende Kehrseite der Medaille kümmern: Verlust von Arbeitsplätzen in den Ländern der ersten Welt, soziale Unsicherheit bis zur Verarmung, Massenmigration, Anstieg von gefühlten Risiken und Ungerechtigkeiten wie ungleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen.

Als Resultat dieser gegenläufigen Entwicklungen ist das ursprüngliche Konzept der getrennten Interessensphären demjenigen eines aufgeladenen Spannungsfeldes ge wichen. Man muss nur die täglichen Schlagzeilen der internationalen Wirtschaftspresse lesen, um zu verstehen, dass Staat und Wirtschaft nicht mehr ein friedliches Nebeneinander praktizieren, sondern in einem permanenten Konflikt-, wenn nicht Kriegszustand stehen. Je größer und globaler ein Unternehmen, desto mehr wird das Spannungsfeld zum eigentlichen Minenfeld für diejenigen, die diese Unternehmen führen. Penible öffentliche Auseinandersetzungen mit Exponenten der Politik, teure Rechtsverfahren, horrende Bußen und mediale Abstrafung gehören in der Zwischenzeit zur naheliegenden Erfahrung jedes Wirtschaftsführers. Und meistens können diese damit nur unzureichend umgehen. Sie haben an den großen internationalen Managementschulen vieles gelernt, von Volkswirtschaft bis Marketing, von Finanzwissen bis zum Aufstellen von weltweiten Wertschöpfungsketten. Was sie an diesen Managementschulen indessen nicht wirklich studieren konnten, ist eine vertiefte Einführung in das politische Leben: Wie funktioniert das politische Leben, wie wird regiert, was läuft in der Welt der Diplomatie? Und wie kann ich in dieser komplexen Umwelt das Heft wieder selbst in die Hand nehmen?

Hier setzt das Buch von Wilfried Hoop ein. Sein zentrales Thema ist: Wie navigiere ich ein Unternehmen, ob nun groß oder klein, durch das Minenfeld des politischen und öffentlichen Umfelds? Hoop baut auf einer reichen persönlichen Erfahrung als Manager in internationalen Unternehmen, als Funktionär eines großen internationalen Sportverbandes und [6]als Diplomat für eine europäische Monarchie auf. Er hat vor diesem Hintergrund seiner persönlichen Erfahrung vertiefte Gespräche mit zahlreichen Wirtschafsführern, bedeutenden Beratern, Politikern und Diplomaten geführt; er hat die einschlägige Literatur und Forschung verarbeitet; und er hat seine Erkenntnisse zu stringenten und präzisen Handlungsanweisungen zusammengeführt. In der Quintessenz lauten diese: Um mit den staatlichen Gewalten und der Öffentlichkeit produktiv und im Interesse des Unternehmens zielführend umzugehen, müssen die Unternehmen eine Außenpolitik betreiben und die Künste der Diplomatie, wie sie Staatslenker über Jahrhunderte entwickelten, einsetzen. Das Konzept der Corporate Diplomacy besteht in einer integrativen Ummantelung all jener Funktionen eines Unternehmens, die sich schon heute mit der öffentlichen Außenwelt auseinandersetzen, wie Public Affairs, Corporate Social Responsibility, Lobbying und Public Relations. Die Spitzen der Unternehmen sind aufgerufen, dieses integrative Zusammenführen selbst zu übernehmen und mit einem solchen umfassenden Ansatz ihre Firma schadlos durch das Minenfeld zu navigieren. Hoop argumentiert auch für das Bilden einer Stabsstelle, die die Unternehmensführer dabei unterstützt.

Ich habe mit Wilfried Hoop manche Stunden über seinen Ansatz diskutiert und habe nun das Buch mit großem Gewinn und Vergnügen gelesen. Es ist praktisch und unterhaltsam geschrieben, ohne den theoretischen und betriebswirtschaftlichen Hintergrund zu vernachlässigen. Von diesem Buch profitieren können operative Unternehmensführer, Mitglieder von Aufsichts- und Verwaltungsräten, aber auch Unternehmer mit kleineren oder größeren Firmen, Akademiker, Berater verschiedenster Provenienz und Journalisten ebenso wie Politiker, die sich für das Spannungsfeld zwischen Öffentlichkeit und Wirtschaft interessieren. Es ist ein kluges und erfrischendes Buch, das wieder einmal beweist, dass kreative Managementideen oftmals nicht im Mainstream entstehen, sondern auf den weniger ausgetretenen Pfaden des konstruktiven Querdenkens.

Peter Kurer ist ehemaliger Verwaltungsratspräsident der Schweizer Großbank UBS und früherer Partner bei der renommierten Kanzlei Baker & McKenzie; heute u. a. Chairman von Sunrise, einem führenden Schweizer Telekommunikationsanbieter.


[7]Vorwort

Die Welt ist aus den Fugen. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und dem Ende der Bipolarität zwischen den Supermächten USA und UdSSR wurde die Welt nicht friedlicher und stabiler, wie viele erwartet oder zumindest erhofft hatten. Das Gegenteil traf ein. Inzwischen leben wir in einer multipolaren Welt, und es zeigt sich, wie schon des Öfteren in der Geschichte, dass ein solches Gefüge instabiler ist als die Dominanz durch eine oder zwei Hegemonialmächte. Unsere Zeit ist gekennzeichnet von einer Reihe politischer, sozialer, wirtschaftlicher, technologischer und ökologischer Umwälzungen. Die Welt wird, mit anderen Worten, komplexer, unberechenbarer und gefährlicher.

Die Wirtschaft gehört zu den Leidtragenden dieser Entwicklung. Zum ständig anwachsenden Risikokomplex gesellt sich mangelndes Verständnis für wirtschaftliche Belange in der Gesellschaft, der Politik und den Medien. Ursprünglich zentraler Wertschöpfungspfeiler der Gesellschaft, wird sie zunehmend als ausbeuterisch, ungerecht und unsozial an den Pranger gestellt. Der Gesetzes- und Regulierungsdschungel verdichtet sich unablässig. Die Rechts- und Compliance-Risiken sind in den vergangenen Jahrzehnten explosionsartig angestiegen.

Wie reagieren Unternehmen darauf, was tun sie, um sich in dieser komplexen und zunehmend unübersichtlichen Welt zu behaupten? Fügen sie sich immer mehr in die Rolle von Getriebenen, statt ihren Part als Treiber wirtschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Entwicklung entschiedener wahrzunehmen? Welche Mittel setzen sie ein, um ihre Interessen zu vertreten? Setzen sie die richtigen Mittel ein? Setzen sie genügend Mittel ein? Viele Unternehmen haben längst erkannt, dass sie eine Vielzahl sogenannter Stakeholder haben, die ihren Unternehmenserfolg im Positiven wie im Negativen beeinflussen, und dass sie nicht umhinkommen, mit diesen Stakeholdern in einen Dialog zu treten. Die Instrumente, die sie dafür einsetzen sind im Wesentlichen Lobbying, Public Affairs, Government Affairs, Corporate Social Responsibility oder Public Relations. Das können alles für sich genommen sehr wirksame Instrumente sein. Allerdings zeigt sich in der Praxis oft, dass die verschiedenen Aktivitäten unzureichend aufeinander abgestimmt werden, dass man sich verzettelt, die einen über- und andere untergewichtet.

Hier kommt die Corporate Diplomacy ins Spiel. Ich versuche aufzuzeigen, wo Gemeinsamkeiten, Berührungspunkte und Abgrenzungen zu den vorgenannten Aktivitäten liegen. Im Zentrum steht dabei der integrative Ansatz von Corporate Diplomacy, welcher darin besteht, diese Aktivitäten besser in Einklang zu bringen und somit effektiver und effizienter zu agieren. Um es auf den Punkt zu bringen: Es geht darum, eine kohärente Unternehmensaußenpolitik zu betreiben. Ich werde auf die zentralen Charakteristiken und Ziele der staatlichen Diplomatie eingehen und aufzeigen, welche Lehren Unternehmen daraus für die Unternehmensdiplomatie, also die Corporate Diplomacy, ziehen können. Dabei geht es nicht darum, den Unternehmen Diplomaten aufzuschwatzen. Im Fokus steht, den Wert von Corporate Diplomacy zu erfassen und sie als Kernkompetenz zu etablieren. Ziel dieses Buches ist es nicht, eine ausgefeilte Corporate-Diplomacy-Strategie vorzulegen. Dazu sind Unternehmen viel zu unterschiedlich. Vielmehr soll es Unternehmern und Führungskräften wertvolle Denkanstöße vermitteln, wie sie in dieser politisch hochgradig volatilen und von [8]tiefgreifendem technologischen Wandel geprägten Welt durch gezielten Einsatz von Corporate Diplomacy ihre Interessen besser vertreten und neue Chancen besser erkennen können. Es geht mir darum aufzuzeigen, dass sich Corporate Diplomacy auszahlt – für Konzerne und internationale Organisationen, aber auch für Verbände und KMU.

Professionell praktizierte Corporate Diplomacy ist nicht einfach eine Schönwetterbeschäftigung, sondern ein wirksames Instrument zur Steigerung des Unternehmenserfolgs. Zu viele Manager glauben nach wie vor, ihr Geschäft weitgehend unter Ignorierung politischer und gesellschaftlicher Realitäten abwickeln zu können. Viele versuchen erst dann Einfluss zu nehmen, wenn etwas offensichtlich aus dem Ruder läuft. Doch dann ist es meist zu spät. Vorbeugen ist besser als heilen, sagt bekanntlich der Volksmund. Deshalb lohnt es sich für Unternehmen, in den Aufbau solider und langfristiger Beziehungen zu investieren. Sie haben – egal ob Groß-, Mittel- oder Kleinunternehmen, ob Branchenverband oder professioneller Sportclub – mit mehr Einfluss- und Anspruchsgruppen, sogenannten Stakeholdern, zu tun denn je zuvor. Unternehmen und Manager müssen den Multi-Stakeholder-Ansatz verstehen und ihr Handeln entsprechend ausrichten.

Ihre Corporate-Diplomacy-Aktivitäten setzen Unternehmen auf drei Ebenen ein. Erstens auf individueller Ebene zur Wahrung ihrer eigenen, unternehmensspezifischen Interessen. Zweitens auf Verbandsebene zur Wahrung ihrer Brancheninteressen. Und drittens auf der Ebene von Ad-hoc-Gruppen, Koalitionen der Willigen oder von »Verantwortungspartnerschaften auf Zeit« (Josef Ackermann) zur Lösung spezifischer Probleme.

Das Buch umfasst zwei Hauptteile:

Teil eins beschreibt das politische, wirtschaftliche und soziale Umfeld, in dem sich Unternehmen bewegen. Also:


	Wie sehen die Rahmenbedingungen aus und wer bestimmt sie?


	Welchen Risiken sind Unternehmen ausgesetzt?


	Wie können diese kategorisiert, eingedämmt oder vermieden werden?




Es geht mir darum, ein möglichst praxisnahes Buch vorzulegen. Das englische Wirtschaftsmagazin The Economist warf Business-Schulen und Managementtheoretikern vor, die Ausblendung der politischen Realität gehöre zu ihren grundlegenden Schwächen. Diese Kritik ist gleichzeitig schwerwiegend und gerechtfertigt. Aber nicht nur die Managementtheoretiker, auch die Managementpraktiker tun sich schwer damit, die politische und gesellschaftliche Realität in ihrem Kerngeschäft gebührend zu berücksichtigen. Der Vorsitzende eines Weltkonzerns mit über 150.000 Mitarbeitern meinte mir gegenüber im Gespräch, viele Manager seien der Politik gegenüber naiv. Schützenhilfe erhält er darin von einem amerikanischen Public-Affairs-Experten, der Managern generell mangelndes Verständnis des politischen Systems vorwirft. Genau deshalb ist Teil eins – also die Analyse der politisch-gesellschaftlichen Rahmenbedingungen – unabdingbar für Teil zwei, nämlich die Beschreibung von Corporate Diplomacy und ihrer Umsetzung.

Darin möchte ich aufzeigen,


	was unter Corporate Diplomacy zu verstehen ist,


	was Sie als Unternehmer oder Manager damit konkret bewirken können,


	was die wesentlichen Instrumente sind, die Ihnen dafür zur Verfügung stehen, und


	wie Sie damit schließlich einen Wettbewerbsvorteil erzielen können.




[9]Ferner möchte ich darlegen, dass Corporate Diplomacy keineswegs nur ein Instrument für internationale Konzerne ist. Auch KMU, Start-ups, internationale Organisationen, Verbände und Clubs können ihre Interessen mit Corporate Diplomacy besser vertreten. Denn auch sie haben ja ein breites Spektrum an Stakeholdern, gegenüber denen sie ihre Interessen in einer zunehmend komplexer und unsicherer werdenden Welt vertreten müssen.

Die richtige Anwendung von Corporate Diplomacy hilft Unternehmen dabei, ihr Boot besser durch die stürmischen Gewässer einer turbulenten und unübersichtlichen Welt zu navigieren. Überdies trägt der professionelle Einsatz von Corporate Diplomacy dazu bei, dem Auseinanderdriften von Wirtschaft und Politik Einhalt zu gebieten und Brücken zwischen den beiden zu bauen. Unternehmer und Manager müssen von Getriebenen wieder zu Treibern gesellschaftspolitischen Handelns werden. Umgekehrt muss die Politik stärker auf die Wirtschaft zugehen, um deren Rahmenbedingungen nicht durch ständige Interventionen und Überregulierung weiter zu erschweren. Verantwortungsvolle Akteure aus den Lagern der Wirtschaft, der Politik, der Medien und der NGOs müssen stärker klarmachen, dass Wirtschaft und Politik keine unvereinbaren Gegensätze darstellen, dass es sich nicht um ein Nullsummenspiel handelt, bei dem der eine gewinnt und der andere verliert. Vor allem an der Wirtschaft liegt es aber, klarzumachen, dass die Milch von der Kuh kommt, nicht aus dem Supermarkt.

Corporate Diplomacy …




	•
	…
	bedeutet kontinuierliche politische und gesellschaftliche Analyse,



	•
	…
	bedeutet politische und gesellschaftliche Mitwirkung,



	•
	…
	bedeutet Erkennen aller Stakeholder und entsprechendes Handeln,



	•
	…
	bedeutet das Finden gemeinsamer Interessen mit unterschiedlichen Stakeholdern,



	•
	…
	bedeutet die gelungene Integration von Instrumenten wie Public Affairs, Government Affairs, Lobbying, Corporate Social Responsibility und Issue Management,



	•
	…
	bedeutet permanenten Einsatz für eine freie Wirtschaft,



	•
	…
	bedeutet Überzeugungsarbeit statt Machtdemonstration,



	•
	…
	funktioniert nur langfristig richtig,



	•
	…
	ist die zeitgemäße und pragmatische unternehmerische Antwort auf eine zusehends komplexe und volatile Welt.





 

Vaduz, im Oktober 2018
Wilfried Hoop


[10][11]1 Unternehmen – Treiber oder Getriebene?

Unternehmen bewegen sich nicht im luftleeren Raum, sondern in von Politik und Gesellschaft geschaffenen und sich permanent verändernden Rahmenbedingungen. Sie haben, mit anderen Worten, ein ureigenes, existentielles Interesse daran, diese Bedingungen zu ihren Gunsten zu beeinflussen und zu gestalten. Die Wirtschaft agiert heute in einer hochgradig volatilen, teilweise anarchischen Welt. Terror, lokale und regionale Kriege, Massenmigration, Spannungen zwischen Großmächten, demografischer Wandel, Umweltzerstörung, überbordende Staatsschulden, antiwirtschaftliche Stimmung in der Gesellschaft, technologische Revolutionen und nicht zuletzt ein geradezu explosionsartiges Anwachsen der Rechts- und Compliance-Risiken drangsalieren die Wirtschaft. »Die Vielzahl und Größenordnung der Probleme, mit den wir heute konfrontiert sind, übersteigen unsere Kapazitäten, sie zu bewältigen oder auch nur vollständig zu erfassen«, schreibt George Soros.1

Die Konsequenz aus dieser Gemengelage umschreibt das Akronym VUCA, das da steht für Volatility (Volatilität), Uncertainty (Ungewissheit), Complexity (Komplexität) und Ambiguity (Ambiguität). Es ist vor diesem Hintergrund nur schwer verständlich, dass Privatunternehmen und Verbände nicht wesentlich mehr politisches Engagement an den Tag legen. Denn es liegt in ihrem vitalen Interesse, die Welt wieder berechenbarer und sicherer zu machen. Die meisten Risiken, denen sich Unternehmen ausgesetzt sehen, sind von ihrem Ursprung her politische Risiken. Die oft zu beobachtende Reduktion des Begriffs »politische Risiken« auf militärische Konflikte und Terrorismus ist zu kurz gegriffen. Das Scheitern staatlicher Institutionen, Korruption, Massenmigration oder Hungersnöte sind zuallererst politisches Versagen. Politische Risiken sind auch keineswegs allein auf die Entwicklungs- und Schwellenländer reduziert, wie etwa der Brexit oder der kopflose deutsche Atomausstieg anschaulich demonstrieren. Wirtschaftliche Risiken wie Fiskalkrisen, Energiepreisschocks, Arbeitslosigkeit, ausufernde Verschuldung, Inflation oder Deflation, Sparprogramme, die Ausgestaltung bilateraler und multilateraler Handelsverträge, Einund Ausfuhrbeschränkungen, strengere Sicherheits-, Arbeits- und Umweltvorschriften, Wirtschaftssanktionen oder Datenschutz sind letztendlich alles politische Risiken. Sogar Umweltrisiken wie Wasserkrisen oder Klimaveränderungen sind – teilweise zumindest – politische Risiken. In Anlehnung an Bill Clintons »It’s the economy, stupid« müsste sich jeder Wirtschaftsführer und Manager heute sagen: »It’s politics, stupid!«

Die Politik gestaltet die Welt, in der sich Unternehmen bewegen. Unternehmen, die florieren wollen, müssen sich in erster Linie darum bemühen, sich möglichst ideale Bedingungen dafür zu schaffen. Sowohl die Wirtschaft als Ganzes wie auch einzelne Unternehmen können und müssen mehr dafür tun. Deutlich mehr als bisher. Wenn Sie Skifahrer sind, wissen Sie, dass Sie besser fahren, wenn Ihre Skier gut gewachst sind. Wenn Sie Fußballer sind, wissen Sie, dass Sie besser spielen, wenn der Rasen sauber gemäht ist. Und wenn Sie Unternehmer sind, dann wissen Sie beispielsweise, dass Ihr Leben einfacher ist, wenn Sie sich durch weniger Regulierungsdickicht kämpfen müssen. Oder dass Sie Ihre Ziele besser durchsetzen können, wenn Sie nicht nur ein paar Politiker, sondern auch einflussreiche NGOs, Medien oder Nachbarn für Ihre Projekte begeistern können. Unternehmer dürfen, wie Friedrich Merz, Chairman von BlackRock Deutschland und ehemaliger Vorsitzender der [12]CDU/CSU-Bundestagsfraktion, eindringlich betont, die entscheidenden Weichenstellungen nicht alleine den Politikern überlassen. Eine McKinsey-Studie ergab, dass sich über drei Viertel der befragten Führungskräfte damit einverstanden erklärten, die Wirtschaft – vor allem das Topmanagement – müsse sich aktiv in den Politik- und Gesetzgebungsprozess einbringen.2 In derselben Umfrage äußerten aber viele von ihnen auch ihre Frustration über die Politik; etwa darüber, dass sich die Politik oft unfairer Rhetorik behelfe, wenn sie über die Wirtschaft spreche, dass sie die Wirtschaft oft für gesellschaftliche Probleme verantwortlich mache oder dass die zuständigen Behörden die Industrien, die sie regulieren, nur ungenügend verstünden. Weniger als die Hälfte der Befragten in besagter Studie gaben zudem an, ihre Firmen seien gut darin, sicherzustellen, dass für das Unternehmen relevante Politikangelegenheiten auf der Agenda des Topmanagements landeten. Der frühere McKinsey-Mann und ehemalige CEO des ABB-Konzerns Fred Kindle bringt es auf den Punkt: »Während ein CEO sich vor 30 Jahren auf Profit und Wachstum konzentrieren konnte, wird sein Job heute immer politischer.« Interessengruppen aller Couleur fordern die Erfüllung ständig steigender Ansprüche in Sachen Nachhaltigkeit, Corporate Governance und Mitarbeiter-Wohlbefinden. Gleichzeitig drangsalieren aktivistische Investoren das Topmanagement stärker denn je mit ihren Forderungen nach Gewinnen und Aktienkurssteigerungen. Doch die wenigsten Topmanager reagieren auf diese Umstände mit der erforderlichen Entschlossenheit. Unbehagen und Unsicherheit überwiegen.

Der ehemalige Vorsitzende des GE-Konzerns, Jeff Immelt, klagt: »Man würde denken, dass Unternehmen wie GE, die den Leuten gute Jobs geben, gute Produkte herstellen und zum Gedeihen der Gesellschaft beitragen, entsprechende Wertschätzung entgegengebracht würde.«3 Stattdessen begegne man ihnen mit Misstrauen, Regierungen und internationale Institutionen würden darin versagen, den Herausforderungen der Welt wirksam entgegenzutreten und die Globalisierung werde attackiert wie nie zuvor. Der ehemalige UBS-Chef Peter Kurer warnt, es sei negativ für die Gesellschaft, wenn Unternehmen »im Krieg« seien mit Regierungen, wenn sich die öffentliche Meinung mehr und mehr gegen »die Wirtschaft« wende. Einer Gallup-Untersuchung zufolge ist der Anteil jener in den USA, die geringes oder gar kein Vertrauen in »Big Business« haben, von 26 Prozent im Jahr 1976 auf 39 Prozent im Jahr 2017 gestiegen.4 Das Brennglas wird in zunehmendem Maße auf die Unternehmen gerichtet, um herauszufinden, welchen gesellschaftlichen Nutzen sie stiften oder welche Schäden sie anrichten. Die Universität St. Gallen hat in Kooperation mit der Handelshochschule Leipzig einen »GemeinwohlAtlas« für die Schweiz erstellt, mit dem sie herausfinden wollten, inwieweit private und staatliche Unternehmen den Erwartungen der Bürger diesbezüglich entsprechen.5 Wenngleich der Begriff des Gemeinwohls ein nicht klar definierbarer ist – grundsätzlich geht es um Förderung gemeiner Wohlfahrt im Gegensatz zu Partikularinteressen –, kann man auch dieser Studie und ihren Resultaten ein zentrales Motiv zugrunde legen: wachsender gesellschaftlicher Druck auf Unternehmen der Privatwirtschaft, sich »sozial« zu verhalten und einen Beitrag für das Gemeinwohl über den enger definierten Unternehmenszweck hinaus zu leisten. Die Konsequenz müsste eigentlich klar sein: Unternehmen müssen politisch-diplomatisch aufrüsten, um dieser Herausforderung wirksamer zu begegnen.

Unlängst wies der Economist in einem Beitrag darauf hin, dass im Zeitalter des Populismus der Shareholder-Value-Ansatz zunehmend unter Druck gerät.6 Es werden sechs [13]sogenannte »Unternehmens-Gattungen« (»Corporate Tribes«) identifiziert: Da wären erstens die Hardcore-Shareholder-Value-Vertreter, die ungezügelt und kurzfristig auf Profitund Aktienkursmaximierung setzen. Die zweite, größte Gruppe westlicher Unternehmen, setzt auch auf die Shareholder, allerdings ist ihr Ansatz geduldiger und langfristiger ausgerichtet. Die dritte Gruppe, die stark im Wachsen begriffen ist, tut heute Dinge, die morgen möglicherweise von der Politik und der Gesellschaft eingefordert werden könnten. Man könnte auch von vorauseilendem Gehorsam sprechen. Gemeint sind insbesondere Initiativen im Bereich der Nachhaltigkeit, des Umwelt- und Klimaschutzes. Die vierte Gruppe sind die sogenannten »Corporate Kings«, Unternehmen also, die so erfolgreich sind im Kreieren von Shareholder-Value, dass sie diesen gelegentlich ignorieren können. Unilever-Boss Paul Polman beschreibt sein Unternehmen demnach als NGO, die sich darauf verpflichte, die Armut zu reduzieren. Die fünfte Gruppe sind die »Corporate Socialists«, Unternehmen, die vom Staat, von Familien oder dominanten Managern kontrolliert werden. Ihr Ansatz ist, dass Shareholder-Value nicht so wichtig ist wie die Bereitstellung von Arbeitsplätzen, gute Bezahlung oder günstige Produkte. Goldman Sachs wird als »Corporate Socialist« bezeichnet. Die Firma halte die Auszahlung an die Anteilseigner auf dem geringstmöglichen Niveau und beglücke dafür die Angestellten mit den höchstmöglichen Boni. Die letzte Gruppe sind die vom Glauben abgefallenen, die Apostaten. Darunter fallen beispielsweise Fannie Mae und Freddie Mac, die dazu da sind, günstige Kredite zu vergeben, statt Profite zu machen. Ebenfalls zu dieser Kategorie wird etwa das staatliche venezolanische Ölunternehmen PDVSA gerechnet, das einen Großteil der staatlichen Wohlfahrt und der Vetternwirtschaft finanziert.

Während die Tendenz in den 1990er- und Anfang der 2000er-Jahre in Richtung Shareholder-Value-Maximierung ging, hat sich der Trend nun eindeutig gekehrt. Und zwar unter Druck der Gesellschaft, der Politik, von NGOs und der Medien. Unternehmer und Manager geraten so mehr und mehr in die Zwickmühle zwischen den Forderungen ihrer Anteilseigner auf der einen und gesellschaftlichen Ansprüchen auf der anderen Seite. Daran zeigt sich eindrücklich, dass es sich für Unternehmen lohnt, in Corporate Diplomacy zu investieren. Dabei geht es darum, die Antagonisten einander näherzubringen und Verständnis zu fördern. Gelingt den Unternehmen das nicht, laufen sie in den kommenden Jahren Gefahr, noch stärker als Milchkühe überbordender gesellschaftlicher Ansprüche missbraucht zu werden, was schlussendlich niemandem nützt. Die Wirtschaft muss hier ansetzen und der Gesellschaft und der Politik mit mehr Nachdruck aufzeigen, dass die Quelle, aus der sich der Wohlfahrtsstaat bedient, eine freie Wirtschaft ist. Dabei geht es auch darum, klarzumachen, dass sich Shareholder-Value und gesellschaftlicher Nutzen keinesfalls ausschließen. Investitionen in nachhaltige Unternehmenskulturen kommen schlussendlich beiden Seiten zugute.

Unternehmen müssen sich dabei über ihr tunnelblickartiges Lobbying einerseits, und ihre von diffusem Schuldbewusstsein getriebenen Corporate-Social-Responsibility-Aktivitäten andererseits, hinausbewegen. Sie müssen, kurz gesagt, vom Verteidigungs- und Entschuldigungsmodus in den Gestaltungs- und Kooperationsmodus umschalten. Die meisten Unternehmensleiter und Manager sind sich der seit Jahren steigenden Unsicherheit und Volatilität durchaus bewusst. Jeff Immelt spricht von der volatilsten und unsichersten Wirtschaftslage, die er je erlebt habe.7 Wirtschaftsführer sind sich im Klaren darüber, dass es [14]nicht nur auf der einen Seite ihre Firma und auf der anderen Seite ihre Kunden gibt. Vielmehr gibt es ein dichtes, zunehmend schwerer durchschaubares Geflecht von Personen und Organisationen, die ein Unternehmen beeinflussen und umgekehrt von diesem Unternehmen beeinflusst werden. Der größte Beeinflusser ist die Politik, und mit ihr die Regulatoren. Staaten bzw. Politiker setzen die Rahmenbedingungen. Politiker führen Kriege. Politiker und Regulatoren legen Steuern fest, setzen Industriestandards, bestimmen über Fusionen und Unternehmenskäufe. Politiker verursachen Schuldenkrisen. Versagende Staaten verursachen Migrationsströme. NGOs verhindern Betriebsansiedlungen. Schlechte Infrastruktur behindert internationale Logistik. Medien verlangen Managerrücktritte. Mit anderen Worten: Es gibt eine steigende Anzahl sogenannter Stakeholder, die Ihren Unternehmenserfolg permanent direkt oder indirekt beeinflussen.

Unternehmen reagieren darauf: Sie betreiben Lobbying, Public Affairs, Government Relations, Public Relations, Issue Management, Corporate Social Responsibility und vieles mehr, um ihren Interessen in diesem zunehmend herausfordernden Umfeld Geltung zu verschaffen. Wir werden uns mit diesen Begriffen später noch eingehender beschäftigen. Vor allem geht es in diesem Buch darum herauszufinden, wie Unternehmen ihre Interessen in dieser VUCA-Welt von Volatilität, Ungewissheit, Komplexität und Ambiguität besser verteidigen und durchsetzen können – und zwar ihre Einzelinteressen wie auch Brancheninteressen und die Interessen der Gesamtwirtschaft. Wollen sich die Unternehmer damit abfinden, in steigendem Maß Getriebene äußerer Umstände – insbesondere der Politik – zu bleiben, oder wollen sie das Heft resoluter in die Hand nehmen und wieder verstärkt zu Treibern werden? Bevor wir dazu kommen, ist eine Analyse der aktuellen Lage angezeigt. Ohne gründliche Analyse und Beschreibung des Umfeldes, in welchem wirtschaftliche Aktivität heute stattfindet, wäre es ein reichlich theoretisches Unterfangen, über die praktische Umsetzung von Corporate Diplomacy reden zu wollen. Es ist ein zentrales Anliegen dieses Buches, Bewusstsein zu schaffen für die Welt, in der wir leben, und dafür, dass man diese Welt ändern und gestalten kann, dass man viele Dinge, die fälschlicherweise als gottgegeben angesehen werden, beeinflussen oder verbessern kann. Unternehmer bringen dieses Bewusstsein quasi genetisch mit. Denn sie sind ja Unternehmer geworden, weil sie Dinge verändern und gestalten wollen. Beschränkt sich dieser Gestaltungswille allerdings nur auf das Unternehmen und seine Produkte, dann werden Unternehmer mehrheitlich Getriebene statt Treiber bleiben. Ihr Gestaltungswille muss sich darüber hinaus bewegen mit dem Ziel, den Acker zu bestellen, von dem sie zu ernten gedenken.

1.1 Die Welt aus den Fugen – Navigieren in stürmischen Gewässern

 »Nichts ist so konstant wie der Wandel« soll der griechische Philosoph Heraklit schon rund 500 Jahre vor Christus festgestellt haben. Daran hat sich bis heute nichts geändert. Ich werde nun aber nicht den Weg vom Altertum bis in die Neuzeit nachzeichnen. Konzentrieren wir uns stattdessen auf die vergangenen Jahrzehnte. Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg war geprägt vom Wiederaufbau, vom Wirtschaftswunder, dem Streben, das Konzept [15]von »Recht vor Macht« energisch weiterzuentwickeln, dem Aufkommen neuer und der Stärkung bestehender internationaler Regierungsorganisationen, dem Ende der Kolonialzeit und der Gründung zahlreicher neuer Staaten. Der dominierende Faktor der Geopolitik war bis zum Zusammenbruch der UdSSR Anfang der 1990er-Jahre der Kalte Krieg und die bipolare Weltaufteilung zwischen den USA und der Sowjetunion. Diese Ära war gekennzeichnet von einer relativen Stabilität, von der wir in unserer heutigen, multipolaren Welt weit entfernt scheinen. Die Geschichte hat, ganz generell, immer wieder gezeigt, dass bipolare Systeme solider sind als multipolare. Natürlich war die Stabilität auch während den Jahren des Kalten Kriegs eben nur relativ, denn das Damoklesschwert einer militärischen oder gar nuklearen Konfrontation hing beständig über der amerikanisch-sowjetischen Spannungsbeziehung. Neu, und leider weithin unterschätzt, ist die Tatsache, dass die nukleare Gemengelage in den vergangenen Jahren stetig prekärer wurde und sich weiter verschlechtert. Hinzu kommen bedrohliche Weiterentwicklungen biologischer und chemischer Waffenarsenale einzelner Unrechtsregime. Neu ist überdies, dass sich die Gefährdung durch internationalen Terrorismus massiv verschärft hat. Die Anzahl fragiler und gescheiterter Staaten nimmt zu. Die Migrationsströme steigen. Weite Teile der Welt, insbesondere der afrikanische Kontinent, schaffen es seit Jahrzehnten und aller Entwicklungshilfemilliarden zum Trotz nicht, ihrer Misere zu entrinnen. Die Verschuldung vieler Staaten hat weltweit teilweise schwindelerregende Dimensionen angenommen. Die Wohlfahrtseinrichtungen westlicher Staaten stoßen zunehmend an ihre Grenzen. Die Arbeitslosigkeit, vor allem die Jugendarbeitslosigkeit, verunmöglicht Millionen von Menschen ein würdevolles Leben. Der Graben zwischen mausearm und steinreich hat gesellschaftlich inakzeptable Dimensionen erreicht und birgt enormes Konfliktpotential. Andererseits muss und darf man durchaus mit Genugtuung feststellen, dass vor allem der Aufschwung Chinas und einiger südostasiatischer Länder Millionen von Menschen aus der Armut geholt hat. China ist aber nicht nur als wirtschaftliche Macht zu betrachten, sondern seine Rückkehr als asiatischer Hegemon ist insgesamt als geopolitische Zäsur zu werten. Derweil ist die Globalisierung ins Stocken geraten; Nationalismus und Protektionismus sind vielerorts im Aufwind. Und last but not least verdient hier ein Faktor Erwähnung, der zentralen Einfluss auf die weitere Entwicklung der Welt – insbesondere der Arbeitswelt – haben wird: der tiefgreifende und sich potenzierende technologische Fortschritt. Dazu später mehr.

Meine Absicht ist es nicht, Ihnen die Freude am Leben zu nehmen, im Gegenteil. Es hilft aber auch nichts, die Realität auszublenden oder den Kopf in den Sand zu stecken. Es besteht breiter Konsens in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, dass die Welt in den vergangenen Jahrzehnten volatiler und in vielerlei Hinsicht gefährlicher geworden ist. Kein Konsens – eher Dissens oder Ignoranz – besteht hingegen darüber, wie man mit dieser Herausforderung umgehen soll. Thema dieses Buches ist es, Möglichkeiten aufzuzeigen, wie Wirtschaft und Unternehmen ihre Position und ihre Rahmenbedingungen in diesem Umfeld verbessern können. Bevor wir dazu kommen, möchte ich im folgenden Kapitel auf den breiten Risikokomplex eingehen, dem sich die Wirtschaft ausgesetzt sieht.

[16]1.2 Risiken, Abenteuer und schwarze Schwäne

Unternehmen sind mannigfachen Risiken ausgesetzt. Es gehört zu den zentralen Führungsaufgaben, Risiken zu identifizieren, einzuordnen und folgerichtiges Handeln zu veranlassen. Die Bandbreite von Risiken ist wahrhaft respekteinflößend und – wie wir gesehen haben – im Wachsen begriffen. Dabei gibt es Risiken, die mehr oder weniger kalkulierbar sind. Man kann sich also darauf einstellen und sie entsprechend vermeiden oder zumindest abmindern. Sodann gibt es Risiken, die man nicht in vollem Ausmaß erfasst oder falsch einschätzt und die zu unnötigen Abenteuern oder gar unternehmerischem Vabanquespiel führen können. Und es gibt, am anderen Ende der Skala, Risiken, die so unverhofft auftauchen wie die berühmten schwarzen Schwäne. Man weiß zwar von ihrer Existenz, aber man hat keinen blassen Schimmer, wann und wo sie auftauchen werden. Während man bei schwarzen Schwänen zumindest weiß, dass es sie gibt, geht der frühere US-Verteidigungsminister Donald Rumsfeld noch einen Schritt weiter. In einer Rede im NATO-Hauptquartier sprach er von sogenannten »unknown unknowns«,8 Dinge also, von denen man nicht einmal weiß, dass man sie nicht weiß.

Nun, in diesem Buch geht es in erster Linie um Risiken, die durch kluges unternehmerisches Handeln und den Einsatz der richtigen Mittel wirksam bekämpft, wenn auch nie komplett ausgeschlossen werden können. Erfolgreiches Risikomanagement basiert zuallererst auf einer Kategorisierung von Risiken. Das ist alles andere als einfach. Vor allem gibt es keine allgemeingültige, auf alle Unternehmen in gleichem Maße anwendbare Risikokategorisierung. Diese müssen Sie für Ihr Unternehmen individuell vornehmen. Nehmen wir beispielsweise die zahlreichen sogenannten Risk-Reports, die auf dem Markt verfügbar sind, erstellt von Beratungsunternehmen, Versicherungen und von Organisationen wie der Weltbank oder dem World Economic Forum (WEF). Der WEF Global Risks Report 20169 unterteilt die globale Risikolandschaft in fünf Kategorien: wirtschaftliche, umweltbezogene, geopolitische, gesellschaftliche und technologische Risiken. Ganz oben auf der Skala der wirtschaftlichen Risiken sieht er beispielsweise Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, Energiepreisschocks oder Fiskalkrisen. Nach Wahrscheinlichkeit und Auswirkung werden diese wirtschaftlichen Risiken gemäß WEF Global Risks Landscape noch übertroffen durch gesellschaftliche Risiken wie Massenmigration oder durch Umweltrisiken wie das Versagen, auf den Klimawandel adäquate Antworten zu finden. Auch zwischenstaatliche Konflikte stehen ganz oben auf der Liste. Es versteht sich von selbst, dass es diesbezüglich enorme geografische und branchenspezifische Unterschiede gibt. Etliche Branchen sind etwa betroffen davon, dass Ratingagenturen wie Moody’s oder S&P Umweltrisiken ins Visier nehmen und sich dadurch für zahlreiche Firmen unter anderem die Finanzierungskosten erhöhen können. Während Analysen wie jene des WEF also die großen geopolitischen Themen in den Vordergrund stellen, sieht die Rangliste in dem »Allianz Risk Barometer 2016«10 der größten Geschäftsrisiken andere Prioritäten. Zuoberst stehen hier Betriebs- und Lieferkettenunterbrechungen, gefolgt von Marktentwicklungen wie verstärkter Wettbewerb oder stagnierende Märkte, Cybervorfälle, Naturkatastrophen, rechtliche Veränderungen, makroökonomische Entwicklungen bis hin zu politischen Risiken und Korruption. Während sich politische Risiken im Allianz-Ranking 2016 auf Platz 9 tummeln, sieht John Chipmann, Generaldirektor des Londoner International Institute for Strategic [17]Studies (IISS), geopolitische Risiken gemäß einer Umfrage unter Führungskräften als größ-tes Geschäftsrisiko.11 In der von Chipman zitierten Umfrage nannten vor der Krim-Annexion durch Russland 13 Prozent der befragten Manager geopolitische Risiken als die größte Herausforderung für ihr Business; danach waren es 57 Prozent. Das bedeutet nun aber nicht, dass die geopolitischen Risiken in kurzer Zeit derart massiv angestiegen sind – wobei ich einen Anstieg nicht infrage stelle –, vielmehr hat sich die Wahrnehmung darüber offenbar durch ein herausragendes Ereignis dramatisch geändert, was den für ihre angebliche Rationalität bekannten Managern kein gutes Zeugnis ausstellt. Demgegenüber sieht Peter Kurer, früherer UBS-Chairman, keine gewichtigere Risikoklasse für die Wirtschaft als Rechts- und Compliance-Risiken. Diese stellen in seinen Augen die größte Bedrohung für globales Business dar.

Wer hat nun recht? Welches sind die größten Geschäftsrisiken und in welcher Reihenfolge? Nun, recht haben natürlich alle zitierten Studien und Analysen irgendwie. Das Entscheidende für jedes Unternehmen ist es, diese Risiken für sich individuell zu identifizieren, einzuordnen, zu gewichten, die Eintrittswahrscheinlichkeit und die potentiellen Auswirkungen abzuschätzen. Es ist naheliegend, dass geopolitische Risiken in den Überlegungen eines Weltkonzerns eine wesentlich wichtigere Rolle spielen als bei einem regional tätigen KMU. Nichtsdestotrotz sollten auch KMU die geopolitische Lage aufmerksam beobachten. Denn viele von ihnen haben Lieferanten oder Kunden in unterschiedlichen Ländern, welche ihrerseits wiederum in unterschiedlichem Maße durch geopolitische Veränderungen betroffen sein können. Viele KMU hängen außerdem ganz oder teilweise, direkt oder indirekt, von Großunternehmen ab. In der Finanzindustrie spielen Regulierungsdruck oder die Angst vor Kriminalität wie beispielsweise Geldwäsche, Steuerhinterziehung und Cyberattacken eine gewichtigere Rolle als bei vielen Industriebetrieben, die ihrerseits das Risiko von Betriebsausfällen oder Unterbrechungen der Lieferketten deutlich höher gewichten.

Vielfach wird ein Risiko durch ein anderes erst virulent. Nehmen wir die erwähnten Lieferkettenunterbrechungen, die im Zeitalter von Just-in-Time und Lean Manufacturing ein ernstzunehmendes Risiko darstellen. Diese können etwa durch eine Naturkatastrophe ausgelöst werden. Oder durch eine Cyberattacke. Oder durch politische Umwälzungen. Unternehmen haben es also mit einem Mix an Risiken zu tun, die vielfach nicht klar voneinander abgrenzbar sind und sich sehr oft gegenseitig beeinflussen. Ein weiteres Beispiel: Ein Land verlangt von allen Airlines, die es anfliegen, detaillierte Daten zu allen Passagieren. Das kann gleichzeitig ein politisches, ein rechtliches, ein regulatorisches oder ein Cyberrisiko sein. Die Kategorisierung ist weniger wichtig als das Erkennen der Risiken und ihrer Auslöser beziehungsweise ihrer Verstärker oder Multiplikatoren. Sodann gilt es, die richtige Diagnose zu stellen und abzuschätzen, welche Eintrittswahrscheinlichkeit und potentiellen Auswirkungen ein Risiko auf Ihr Geschäft haben kann.

Eine glasklare Kategorisierung von Risiken über alle Wirtschaftszweige und geographischen Regionen hinweg ist also aus offenkundigen Gründen nicht möglich. Das heißt nun aber nicht, dass Sie darauf verzichten sollen. Eine Kategorisierung ist durchaus von Bedeutung, denn sie hilft, Leitplanken zu setzen und einen Sensor dafür zu entwickeln, woher und in welchem Ausmaß Ihrem Unternehmen möglicherweise Gefahren drohen.

[18]Für dieses Buch habe ich mich für folgende fünf Hauptkategorien entschieden:


	Politische und gesellschaftliche Risiken.


	Rechts- und Compliance-Risiken.


	Wirtschaftliche Risiken.


	Technologische Risiken.


	Umweltrisiken.




Diese Risiken werde ich in den folgenden Kapiteln näher aufschlüsseln. Dabei kann und will ich nicht auf alle fünf Kategorien gleichermaßen intensiv eingehen. Stattdessen werde ich mich auf jene Bereiche konzentrieren, die Unternehmen mit einer klugen Corporate Diplomacy maßgeblich beeinflussen können.

1.2.1 Politische und gesellschaftliche Risiken – »It’s politics, stupid!«

Es wäre eine Trockenübung, über Corporate Diplomacy zu schreiben, ohne das politische und gesellschaftliche Umfeld, in dem sich Unternehmen bewegen, darzustellen. Ich möchte Sie deshalb zu einem kurzen Streifzug durch die globale politische Lage einladen. Darin werde ich einige wichtige politische und gesellschaftliche Themen streifen wie Globalisierung, Global Governance, Entwicklungshilfe, Rüstung, Sicherheit und die Gerechtigkeitsdebatte. Abschließen möchte ich die Übersicht mit zwei Faktoren, die für eine gedeihliche Wirtschaft von herausragender Bedeutung sind – und weitgehend unterschätzt werden: Werte und Führung.

Wenn von politischen Risiken die Rede ist, denken die meisten zuerst an militärische Konflikte – nationale wie grenzüberschreitende –, Guerilla-Kriege, Terrorismus und neuerdings auch hybride Kriege. Das ist soweit richtig. Man sollte aber, wenn man von politischen Risiken und deren Einfluss auf wirtschaftliche Tätigkeit spricht, den Begriff auf jeden Fall weiter fassen. Wenn Staaten kollabieren, ist das ein politisches Risiko. Wenn nationale Regierungsführung und Verwaltung ungenügend funktionieren oder versagen, ist das ein politisches Risiko. Wenn Politiker »Wirtschafts-Bashing« betreiben, ist das ein politisches Risiko. Wenn der deutsche Wirtschaftsminister die kriselnde Deutsche Bank ein Jahr vor den Bundestagswahlen öffentlich mit Häme überschüttet, dann zeigt das, dass er mehr Wahlkämpfer denn Wirtschaftsminister ist. Größtenteils politisch verursachte Krisen sind auch Hungersnöte oder die Verbreitung ansteckender Krankheiten. Massenflucht und -migration sind die Folgen von Kriegen oder anderen politischen Schandtaten und Defekten wie diktatorischen Regimen, Korruption, versagenden Institutionen, Massenarbeitslosigkeit und genereller Perspektivlosigkeit. Die meisten von Ihnen kennen wahrscheinlich die berühmte Aussage des indischen Harvard-Professors Amartya Sen, dass nie in der Geschichte eine Hungersnot in einer funktionierenden Demokratie stattgefunden habe. Das ist keineswegs banal, auch wenn es Zyniker als genau das abtun. Funktionierende Demokratien mit funktionierenden Institutionen schaffen zwar nicht das Paradies auf Erden, aber eine nüchterne Betrachtung der Realität lässt keinen anderen Schluss zu, als dass sie allen anderen Staatsformen hoch überlegen sind, wenn es darum geht, möglichst vielen Menschen ein Leben in Frieden, Freiheit und Wohlstand zu gewährleisten.

[19]Das wichtigste weltpolitische Ereignis der letzten Jahrzehnte war ohne Zweifel der Zusammenbruch der Sowjetunion und damit das Verschwinden der bipolaren Welt. Es war eine Welt von relativer Stabilität, in der ein sogenanntes »Gleichgewicht des Schreckens« dafür sorgte, dass nicht eine Supermacht einen Nuklearkrieg gegen die andere vom Zaun bricht. Im Englischen gibt es dafür die Abkürzung »MAD« (Mutually Assured Destruction), was so viel bedeutet wie »gegenseitig zugesicherte Vernichtung«. Das Wörtchen »mad« bedeutet gleichzeitig »verrückt« – treffender kann man es kaum umschreiben. Heute leben wir in einer multipolaren Welt, in welcher die letzte verbliebene Supermacht USA zusehends an Einfluss und Spielraum verliert. Die Welt ist dadurch wesentlich volatiler und unsicherer geworden. Und nicht nur dadurch. Wir beobachten gleichzeitig ein generelles Schwinden der Rechtssicherheit sowie die Nichteinhaltung internationaler Verträge und Infragestellung internationaler Organisationen. Nationalstaaten zerfallen entweder in ethnische Komponenten oder gehen in größeren regionalen Gruppierungen auf.12 Viele Krisen und Konflikte scheinen zudem unlösbar und lassen sich über viele Jahre praktisch nur verwalten. Die multipolare Welt ist kein vorübergehendes Phänomen. Auch wenn Russland darum bemüht ist, den Supermachtstatus mit mehr als zweifelhaften Mitteln zurückzuerobern, werden wir keine Neuauflage einer global bestimmenden USA-Russland-Polarität sehen. Es wird auch keine USA-China-Bipolarität geben im Sinne der früheren Aufteilung zwischen den Hegemonialmächten USA und UdSSR. Da sind andere Länder heute einfach zu stark und machtbewusst, um sich einer solchen Welt bereitwillig unterzuordnen. Natürlich haben die technologisch führende Macht USA und das bevölkerungsreichste Land China eine besondere Verantwortung, Differenzen beizulegen und gemeinsame Interessen zu definieren.13 Sie werden ohne Zweifel die dominierenden Pole in einem multipolaren System sein. Die USA galten dabei lange als Garant für eine weitgehend regelbasierte Ordnung – mit einigen erheblichen Ausreißern seitens der Supermacht –, in der gleiches Recht für alle gelten sollte, was der Welt seit 1945 relativen Frieden und bemerkenswertes Wirtschaftswachstum brachte.14 Die aktuellen Führer der großen Mächte würden gut daran tun, diese Lektion im Interesse ihrer Länder und Völker nicht zu ignorieren. Während es übrigens unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg etwa 60 Staaten gab, sind wir heute bei rund 200 angelangt; die mittlere Einwohnerzahl beträgt 17 Millionen, was ungefähr der Einwohnerzahl der Niederlande entspricht. Die Anzahl der Player hat sich also vervielfacht, was die Sache nicht einfacher macht.

Der Wettstreit um Einflusszonen ist rund um den Globus in vollem Gange. Von einer »multi-partner«-Welt,15 wie sie die frühere Außenministerin Clinton einst forcieren wollte, sind wir jedenfalls angesichts des Gebarens der dominierenden Mächte weit entfernt. Wir müssen uns auf absehbare Zukunft auf eine von erheblichem Misstrauen geprägte, reichlich unstete Welt einstellen. Seit Jahren spricht die ganze Welt von tektonischen Verschiebungen in Weltwirtschaft und Weltpolitik. Aus den westlich fokussierten G-7-Staaten wurde die globale G-20-Gruppe. Eurasia Group-Präsident Ian Bremmer spricht heute von der G-Zero – aufgrund der offenkundigen Erosion des bisherigen machtpolitischen Gefüges. Wirtschaftlich findet eine gigantische Verlagerung nach Asien statt. Europa handelt zögernd und zaudernd: Überschuldete Staaten mit rasch alternden Bevölkerungen sind damit beschäftigt, ihre überdimensionierten Wohlfahrtseinrichtungen zu retten, statt sich um neue Chancen zu kümmern. Trumps USA möchten sich am liebsten ins Schneckenhaus [20]zurückziehen. Derweil proklamierte Chinas Staatschef Xi Jinping beim APEC-Gipfel 2013 in Bali: »Wir werden einen Asien-Pazifik-Raum aufbauen, der die Welt führt.« Hillary Clinton erklärte 2011, es werde immer klarer, dass sich das strategische und ökonomische Gravitationszentrum der Welt Richtung Asien-Pazifik verlagern wird,16 worin ihr heute die meisten Beobachter zustimmen würden. Vom Atlantik spricht schon fast keiner mehr. Vorzuziehen wäre dahingegen, dass sich verantwortungsvolle Politiker statt auf eine »Entweder-oder-Rhetorik« (Pazifik versus Atlantik) auf ein »Sowohl-als-auch« konzentrieren würden. Und der Aufstieg von Schwellenländern ist nicht nur gut für die dort lebenden Menschen, sondern für die Weltwirtschaft insgesamt. Ängste in den saturierten westlichen Gesellschaften sind verständlich, aber ungerechtfertigt. Der Aufstieg von Schwellenländern erhöht den Wettbewerb, wovor sich viele fürchten; aber er eröffnet auch neue Märkte. Das verhindern zu wollen, ist ein Zeichen von Schwäche und bleibt, auch wenn sich nun viele mit protektionistischen Maßnahmen schützen wollen, letztlich illusorisch.

Ferner seien jene gewarnt, die im Staatskapitalismus oder in »gelenkten Demokratien« einiger großer Schwellenländer nachahmenswerte Modelle sehen. 2009 kamen gemäß einem Bericht des Economist nur drei der zehn größten Unternehmen nach Marktkapitalisierung aus den USA.17 Dominiert wurde die Liste von staatlich kontrollierten Kolossen, vor allem aus China. 2013 sah die Welt schon wieder ganz anders aus: Neun der zehn wertvollsten Firmen waren amerikanisch.18 Darunter Dinosaurier, die ihre Wurzeln im 19. Jahrhundert haben, wie Exxon, Johnson & Johnson oder General Electric: großartige Zeugen kraftvoller und dauerhafter Unternehmenskulturen, auch wenn sie, wie jüngst GE, nicht vor tiefgreifenden Krisen gefeit waren und sind. Dagegen leiden zahlreiche Unternehmen in Schwellenländern unter Korruption, Bestechung, Ineffizienz und Konflikten zwischen Investoren und staatlichen Behörden. Das Hybrid-Modell, das es Politikern wie Investoren recht machen soll, steht auf wackeligen Beinen. 2018 sind gemäß PricewaterhouseCoopers dreizehn der zwanzig Größten nach Marktkapitalisierung amerikanisch, vier chinesisch, je eines aus Südkorea, dem Vereinigten Königreich und der Schweiz. Deutsche und Franzosen tauchen erst in den Rängen ab 40 auf.19 Natürlich ist bei der Interpretation solcher Listen immer Vorsicht geboten. Noch 1987 dominierte beispielsweise Japan das Ranking: Nicht weniger als acht der zehn größten Firmen kamen damals aus dem Land der aufgehenden Sonne. Und 2017 sind die fünf Größten der Welt – gemessen an der Börsenkapitalisierung – alles Silicon-Valley-Giganten: Apple, Alphabet, Microsoft, Amazon und Face-book.20 Zu bedenken gilt es ferner, dass Größe nicht alles bedeutet. Gerade Deutschland verfügt beispielsweise über eine herausragende Kultur an sogenannten mittelständischen Unternehmen, die das Rückgrat seiner erfolgreichen Wirtschaft bilden.

Wider den nuklearen Wahnsinn

Das ist neu in der Weltgeschichte: Krieg zwischen Großen ist praktisch keine realistische Option mehr. Warum? Alle Großen verfügen heute über grauenerregende Nuklearpotentiale. Der einzige Fall in der Geschichte, in dem Atomwaffen eingesetzt wurden, war, als die Atommacht USA die Nicht-Atommacht Japan mit dieser Geisel der Menschheit in die Knie zwang. Es ist kompletter Irrsinn, wenn heute gewisse Politiker von der Möglichkeit eines begrenzten oder chirurgischen Atomschlags schwadronieren. Unternehmer sind Menschen. Und sie wollen leben, so banal das klingt. Weder russische Oligarchen noch chinesische [21]Staatsunternehmer haben ein Interesse an einem möglichen Atomkrieg. Entsprechend vehement müsste ihr Einwirken auf die Politiker dieser Welt sein, Atomwaffen vom Erdboden zu verbannen. Das ist keine naive, sondern eine zutiefst realistische Sicht der Dinge. Es braucht viel mehr Mut, sich für Abrüstung einzusetzen, als sich hinter waffenstarrenden Nationalstaaten zu verstecken. Ich werde nie die Worte von Denis Avey, einem ehemaligen britischen Kriegsgefangenen in Auschwitz, vergessen: »Damit das Böse Erfolg haben kann, ist nichts weiter nötig, als dass die Anständigen nichts unternehmen.« Genau das passierte damals. Und es passiert heute unvermindert. Die Menschheit ändert sich ja nicht in zwei, drei Generationen.

Wir sitzen zwar alle auf diesem Planeten im selben Boot. Wer daraus indes schließt, dass deshalb auch alle rational handeln und Atomwaffen niemals einsetzen würden, irrt. Im Atomwaffensperrvertrag (Non-Proliferation Treaty) von 1968 verpflichten sich die Unterzeichner zwar auf das Ziel einer vollständigen Abrüstung, trotzdem wurde US-Präsident Obama von sogenannten Realisten verhöhnt, weil er sich für eine Welt ohne Atomwaffen einsetzte. Den Spöttern wird das Lachen eines Tages im Halse steckenbleiben, denn die Proliferation von Atomwaffen gerät unverkennbar außer Kontrolle. William Perry, Verteidigungsminister unter Bill Clinton, ist einer von zahlreichen Experten, die davor warnen, dass die Wahrscheinlichkeit einer Nuklearkatastrophe heute größer sei als während des Kalten Kriegs. Ausgelöst werden könnte eine solche etwa zwischen den fünf offiziellen Atommächten USA, Russland, China, Frankreich und Großbritannien durch eine Fehleinschätzung oder einen falschen Alarm. Dazu kommen faktische Atommächte wie Indien, Pakistan und Israel, die alle den Atomwaffensperrvertrag nicht unterzeichnet haben. Nordkorea hat ihn zwar unterzeichnet, ist Anfang 2003 aber ausgetreten, Iran befindet sich in einem fortgeschrittenen Schwebezustand, und Saudi-Arabien wird dabei sicher nicht nur zusehen. Japan, die Philippinen, Vietnam, Indonesien und Singapur sehen sich durch die Bedrohung Nordkoreas und die militärischen Muskelspiele Chinas ihrerseits gezwungen, die Rüstungsausgaben zu erhöhen. Als Ansporn für Japans Wiederaufrüstung dient auch die Aussicht, dass – im Falle einer etwaigen koreanischen Wiedervereinigung – Nordkoreas Atomarsenal, so es denn noch existiert, Eingang in den Bestand Gesamtkoreas finden würde.21 Zu den Nuklearwaffen gesellen sich die unseligen Fortschritte bei der Cyberkriegstechnologie. Außerdem ist die Menschheit trotz entsprechender Verbote nach wie vor nicht vor Bio- und Chemiewaffen gefeit. Die Tyrannen dieser Welt kümmern sich nicht um UN-Verbote.

Wirft man einen Blick auf die Militärausgaben, spielen die US-Amerikaner in einer eigenen Liga. Sie geben alleine mehr aus (596 Milliarden Dollar) als die folgenden sieben Länder – China, Saudi Arabien, Russland, das Vereinigte Königreich, Indien, Frankreich und Japan – zusammen (total 567 Milliarden Dollar für das Jahr 2015).22 Während die Amerikaner in nuklearer und konventioneller Kriegsführung auch in absehbarer Zukunft den Globus dominieren werden, sehen sie sich im Bereich der Cyberkriegsführung weit eher potentiell gleich starken Gegnern ausgesetzt.23 In der militärischen Konfrontation der Zukunft werde der Kontrahent mit der besseren Künstlichen Intelligenz (KI) gewinnen, sagt KI-Professor Stuart Russell von der University of California in Berkeley. Und er spricht von der großen Gefahr, dass sich solche KI gegen uns wenden könnte.24 Die Amerikaner verlangen jetzt von ihren NATO-Partnern, dass sie, wie einst vereinbart, zwei Prozent ihres [22]BIPs in das Militär investieren. Hielten sich alle NATO-Länder daran, würden dem Bündnis 100 Milliarden Dollar mehr zur Verfügung stehen. Und Deutschland würde wieder Europas größte Militärmacht,25 was allerdings dahingehend relativiert werden muss, dass die Deutschen im Gegensatz zu den Briten und den Franzosen nicht über Atomwaffen verfügen. Klar ist, dass Russen, Chinesen und andere dem nicht tatenlos zusehen werden. So dreht sich die Spirale des Rüstungswahnsinns unvermindert weiter. Erinnert sei in diesem Zusammenhang ferner daran, dass die Schuldenberge der Welt auch Folge dieser maßlosen militärischen Überanstrengungen sind.

Auch ein allfälliger dritter Weltkrieg inklusive Atomkrieg würde die Menschheit übrigens nicht ausrotten, wie viele fälschlicherweise glauben. Er würde sie zwar auf nie dagewesene Dimensionen dezimieren, die Zivilisation, wie wir sie heute kennen, vernichten, aber die Menschen würden nicht vollends vom Planeten verschwinden. Irgendwann, nach Generationen des Wiederaufbaus, könnten sie dann wieder von vorne beginnen, sich wieder die Köpfe einschlagen und vielleicht irgendwann zur vierten Ausgabe eines Weltkriegs schreiten. Worauf ich hinaus will: Um gegen Krieg zu sein, muss man kein »Gutmensch« sein, sondern Realist. Krieg schadet der absoluten Mehrheit aller darin Involvierten – mit Ausnahme weniger Kriegsgewinnler, denen man aber realistischerweise konsequent den Boden für ihr menschenverachtendes Geschäft entziehen sollte.

Dies ist ein Buch über Corporate Diplomacy und deshalb ist das Thema Krieg von größter Relevanz. Für die Wirtschaft ist es wesentlich einträglicher, in einer friedvollen und freien Welt zu agieren – die zynischen Unternehmer mal ausgenommen, die mit dem unsäglichen Leid, das durch kriegerische Konflikte verursacht wird, Millionen scheffeln. Mein Aufruf geht deshalb an alle international tätigen Unternehmer und ihre Mitarbeiter, sich für gewaltfreie Beilegung von Konflikten einzusetzen in den Ländern, in denen sie tätig sind. Suchen Sie das Gespräch mit den Menschen, mit Politikern, Medien, NGOs, mit Studenten und Lehrkräften und setzen Sie sich ein für ein friedliches Miteinander auf unserem Planeten. Auch wenn Sie jetzt sagen, dass Sie Geschäftsmann und nicht Mutter Theresa sind, dann bleibt immer noch ihr spezifisches, egoistisches – im positiven Sinne – Unternehmensinteresse, das Sie dazu bewegen sollte, sich für eine friedlichere Welt einzusetzen. Der Baustoffkonzern LafargeHolcim etwa »verbuttert« gerade Millionen dafür, aus seinem Syrien-Schlamassel herauszukommen. Das Unternehmen sieht sich mit Klagen konfrontiert, die von der Missachtung von EU-Sanktionen über Terrorfinanzierung, Beihilfe zu Kriegsverbrechen bis hin zu Verbrechen gegen die Menschlichkeit reichen. Die Ursache der delikaten Angelegenheit geht darauf zurück, dass die französische Lafarge vor der Fusion mit der schweizerischen Holcim mutmaßlich eine Zeitlang mit bewaffneten Gruppierungen, darunter dem IS, Geschäfte machte, indem etwa Wegzölle gezahlt wurden. Der Konzern arbeitet die Angelegenheit konsequent auf und kommuniziert in der Sache sehr transparent, was sowohl von Medien- wie von Investorenseite honoriert wird. Für die beauftragte Anwaltskanzlei sei diese Angelegenheit laut LafargeHolcim-Chairman Hess »wie jeden Tag Weihnachten«. Für das Unternehmen fallen dabei nicht nur die Anwaltskosten, sondern auch die für die Aufarbeitung erforderlichen Managementkapazitäten auf längere Zeit unvorteilhaft ins Gewicht.

Tragen Sie als Wirtschaftsführer dazu bei, Ihren Politikern klarzumachen, dass Kriege, abgesehen vom menschlichen Leid, das sie verursachen, auch finanziell, politisch und ideell [23]in aller Regel Verlustgeschäfte sind. Die USA haben beispielsweise mit dem zweiten Irakkrieg nicht nur zahllose Menschleben und Milliarden an Dollars vernichtet, sondern auch ganz wesentliche Abstriche auf ihrem Soft-Power-Konto, der nach wie vor geballten Kraft ihrer Kultur, hinnehmen müssen. Und während Trump militärisch weiter aufrüstet, ist im Außenministerium von einem regelrechten Kahlschlag die Rede. Nicht weniger als 60 Prozent der Karrierediplomaten haben ihren Dienst seit seiner Amtsübernahme quittiert.26 Von »altem toten Holz«, das entsorgt werden musste, spricht Trumps langjähriger Weggefährte und Botschafter in der Schweiz, Ed McMullen. Außenminister Rex Tillerson habe seine Aufgabe der Restrukturierung gelöst und sei danach gegangen. Und wenn sein Nachfolger Mike Pompeo seinen Job erledigt habe, werde auch er gehen. Es gebe keine Amtszeitgarantie.

Die Russen, deren Soft Power gegen Null tendiert, fügen sich durch ihre Waffengänge in Georgien, der Krim, der Ostukraine, Syrien und weiteren Plätzen nicht nur enormen finanziellen Schaden zu, sondern beschädigen sich auch politisch durch ihre wiederholten Völkerrechtsverstöße. Corporate Diplomacy bedeutet, dass Unternehmen aufhören, Kriege als Naturereignisse hinzunehmen. Sie können in vielerlei Hinsicht Einfluss ausüben. Die Kapitäne der globalen Großkonzerne treffen regelmäßig persönlich mit den Größen der Weltpolitik zusammen und haben dadurch durchaus die Möglichkeit, Politiker direkt zu beeinflussen. Und solange sie nicht zu den erwähnten Kriegsgewinnlern gehören, haben sie ein inhärentes Interesse daran, Kriege zu vermeiden. Es gibt aber nicht nur die Makroebene der Weltpolitik und der multinationalen Konzerne. Es gibt auch die Mikroebene von Millionen KMU und ihrer Interaktion mit lokalen Bevölkerungen, Schülern und Studenten, Medienvertretern und NGOs. Auf dieser Ebene können auch sie einen wertvollen Beitrag zu einer Kultur gewaltfreier Konfliktbereinigung leisten.

Was die globale Sicherheitslage zunehmend unterminiert, ist die steigende Anzahl strauchelnder und gescheiterter Staaten. Für mindestens ein Viertel der Staaten weltweit – vom Kongo bis Afghanistan – ist die Bezeichnung »Staat« schlicht irreführend, da die Macht ihrer Regierungen selten weit über ihre Hauptstädte hinausreicht,27 was Abertausende Menschen das Leben kostet. Deutlich am meisten Opfer sind laut dem indisch-amerikanischen Politikwissenschaftler Parag Khanna heute nicht aufgrund von Kriegen zwischen Staaten, sondern von Bürgerkriegen innerhalb zahlreicher sogenannter gescheiterter Staaten zu beklagen.28 Diese dienen sodann wiederum als Brutstätten des internationalen Terrorismus. Ein schauerlicher Teufelskreis. Diese Schlupflöcher der nihilistischen Mörderbanden zu beseitigen, wäre ein entscheidender Schritt im Kampf gegen den Terrorismus. Allerdings bleibt angesichts der verworrenen Lage nicht viel Raum für Optimismus, denn die westliche Staatengemeinschaft kämpft, wie es Peter Scholl-Latour formulierte, »gegen eine Hydra mit Abertausenden Köpfen.«29

Eine kurze Welttournee

Gehen wir nun auf die einzelnen Weltregionen bzw. die dominierenden Player kurz ein.

Tatsache ist: Die USA sind die letzte verbliebene Supermacht – allerdings eine angeschlagene. Eine Supermacht in der Identitätskrise. Wirtschaftlich und militärisch kann ihnen zwar nach wie vor keine andere Macht das Wasser reichen. Von der Soft Power – dem American [24]Way of Life, der Freiheit, kulturellen Vielfalt und dem Erfindergeist – können andere nur träumen. Eine zentrale Rolle für die globale Vorherrschaft der USA spielt der Dollar, die Standard- und Reservewährung der Welt. Sie drucken davon, so viel sie wollen, im Wissen darum, dass der Greenback im Wesentlichen durch nichts anderes gedeckt ist, als durch das weltweite Vertrauen in die Kraft der US-Wirtschaft und durch eine weitgehende Alternativlosigkeit, auf andere Währungen auszuweichen.30 Die Welt wird sich zwar, wie Stiglitz schreibt, »nach und nach von dem Reservesystem auf Dollarbasis verabschieden«, aber die Bemühungen dazu stecken noch in den Kinderschuhen.31 Das Land erscheint derzeit entkräftet und verunsichert. Nicht umsonst konnte Donald Trump mit dem Slogan »Make America great again« die Wahlen gewinnen. Bezüglich seiner »America First«-Rhetorik wäre ein Schuss mehr Gelassenheit im Rest der Welt übrigens durchaus angebracht, denn welcher Präsident, welcher Regierungschef könnte es sich erlauben, sein Land nicht an erste Stelle zu setzen? Das ist zunächst einmal etwas ganz Selbstverständliches in einer Welt souveräner Nationalstaaten. Die zentrale Frage ist, die richtige Balance zwischen nationalstaatlichen Egoismen und zwingender internationaler Zusammenarbeit zu finden.

Eines ist klar: Will Trump Amerika wieder großartig machen, dann sind Protektionismus und Rückzug ins Schneckenhaus genau die falschen Rezepte. Das wäre zutiefst un -amerikanisch. Es würde der amerikanischen DNA zuwiderlaufen, in der Mut, Unternehmergeist und Optimismus zur genetischen Anlage gehören. Kein Zweifel dürfte auch darüber bestehen, dass überall dort, wo sich der bisherige Weltpolizist zurückzieht, andere schnell und gerne nachrücken, was weder im Interesse der USA, noch der betroffenen Regionen, noch im Interesse des Westens generell sein dürfte. Von vitaler Bedeutung werden – aller Unkenrufe zum Trotz – weiterhin die transatlantischen Beziehungen bleiben. Henry Kissinger warnte davor, dass »die USA, abgetrennt von Europa, geopolitisch eine Insel vor der Küste Eurasiens« würden,32 mit unabsehbaren Folgen für beide Seiten. Dessen sollten sich auch alle jene in Europa bewusst sein, die sich in ihrem auf moralischer Selbsterhöhung beruhenden Anti-Amerikanismus suhlen. Immerhin haben die USA Europa im letzten Jahrhundert zweimal vor sich selbst gerettet und nicht umgekehrt,33 wie es der Journalist Henryk Broder unverblümt formuliert. Wenig zur Verbesserung der angespannten Situation trägt die Wahl des deutschstämmigen Donald Trump zum US-Präsidenten bei. Während nach der Wahl Josef Ratzingers zum Papst die größte deutsche Boulevardzeitung euphorisch »Wir sind Papst!« jubelte, war nun in keinem germanischen Presseerzeugnis ein enthusiastisches »Wir sind Präsident!« zu lesen. Stattdessen hoffte man in weiten Teilen der Welt auf die sogenannte »Achse der Erwachsenen« (»Axis of Adults«), wie sie halb ernst, halb scherzhaft genannt wurde. Leute wie Ex-Verteidigungsminister James Mattis oder die geschassten Rex Tillerson (Außenminister) und H.R. McMaster (Nationaler Sicherheitsberater), denen bewusst ist, dass Geopolitik weit mehr ist als der nächste Milliarden-Waffendeal oder das fahrige Schmeißen einer »Mutter aller Bomben« in Syrien. Jene, die das langfristige »Big Picture« im Auge behalten, statt sich in flatterhaften Einzelaktionen zu verzetteln. Eine der größten Schwächen der Vereinigten Staaten bleibt außerdem bis auf Weiteres die extreme parteipolitische Polarisierung. Man muss sich, wenn man den Großteil der demokratischen Länder heute betrachtet, mit Fug und Recht fragen, ob und wann es Amerika – dem »Land of the Free« – gelingen wird, sich aus dem antiquierten Zwei-Parteien-Korsett zu befreien. Nun ja, eigentlich gibt es drei Parteien: Republikaner, [25]Demokraten und die Unabhängigen. Zu letzteren zählen sich über vierzig Prozent der US-Amerikaner, während sich nur je 28 Prozent zu den beiden Großparteien bekennen.34

Zu China: Im Moment deutet vieles darauf hin, dass Präsident Xi Jinping mit seiner oben erwähnten Aussage recht behalten wird, dass der Raum Asien-Pazifik zur dominierenden Weltregion werden wird. Allerdings muss man das mit einem Schuss Skepsis und Gelassenheit betrachten. Denn von einem homogenen Raum kann nicht die Rede sein. China, Indien, ein Großteil Russlands, Japan, die koreanische Halbinsel, bis hinunter nach Indonesien und Australien werden sich niemals über einen Kamm scheren lassen. Außerdem ist das Misstrauen der asiatischen Staaten untereinander schlicht zu groß und das Niveau der wirtschaftlichen Entwicklung viel zu unterschiedlich, um von einem einheitlichen Block auch nur ansatzweise sprechen zu können. China seinerseits ist in erster Linie eine wirtschaftliche Supermacht, während Russland fast ausschließlich auf militärische Macht setzt. Präsident Xi Jinping weist auf die Wichtigkeit der Globalisierung und freien Handels hin. Wenig überraschend, denn sein Land gehört zu den großen Profiteuren der Globalisierung. China ist deshalb auf politische Stabilität im In- und Ausland angewiesen, was zur Folge hat, dass es sukzessive mehr globale Verantwortung übernehmen und dabei insbesondere auf Konfliktvermeidung und Rechtssicherheit hinarbeiten müsste. Verbündete hat es außer den reichlich unberechenbaren Nachbarn Pakistan und Nordkorea keine.35 Über nennenswerte Soft Power verfügt es kaum.

Großinitiativen wie das Seidenstraßenprojekt »One Belt, one Road« (Ein Gürtel, eine Straße) oder »Made in China 2025« säen derweil international Verunsicherung. Viele sehen etwa hinter dem Seidenstraßenprojekt ein Instrument zum Ausbau seiner Hegemonialbestrebungen. Befürchtungen werden zusätzlich dadurch genährt, dass das Projekt auch den Bau von Marinebasen in Djibuti, Pakistan oder in Piräus umfasst36 und damit keineswegs nur eine wirtschaftliche Dimension hat. Chinas Führung beschwichtigt: Alle beteiligten Länder würden ja davon profitieren. Wenn man etwas zurückblickt, kann man nüchtern festhalten, dass von kommunistischen Regimen aus der Taufe gehobene Megaprojekte nie in der angestrebten Form realisiert wurden. Gleichzeitig hat China aber in der Geschichte bewiesen, dass es zu großartigen wirtschaftlichen und beeindruckenden innovativen Leistungen fähig ist. In der jüngeren Vergangenheit, gemeint sind die letzten Jahrzehnte, hat die kommunistische Partei dank mutiger Reformen Millionen von Menschen aus bitterer Armut befreien können.37 Trotzdem ist der Abstand zu den USA nach wie vor erheblich: Die chinesische Wirtschaftskraft pro Kopf beträgt gerade mal ein Viertel der amerikanischen.38

Das Problem für China ist, je intensiver es auf dem Weltmarkt mitmischen möchte, desto mehr wird es sich an Regeln halten müssen. Und es muss ausländischen Firmen dieselben Marktzugänge und Investitionsmöglichkeiten zugestehen, die es für sich selber auf den Weltmärkten beansprucht. Viele im Westen sorgen sich über die globalen Einkaufstouren der Chinesen, während diese ihre Unternehmen und ihre Märkte abschotten. Es entbehrt nicht der Ironie, wenn Staatspräsident Xi sich am World Economic Forum 2017 gegen Protektionismus wandte mit der blumigen Umschreibung, Protektionismus zu praktizieren sei, wie sich in einem dunklen Raum einzuschließen. Zwar blieben Wind und Regen draußen vor der Tür, aber auch Licht und Luft. Wohlan, möchte man darauf erwidern, dann [26]mögen die Chinesen doch bitte dem Rest der Welt dieselben Rechte zugestehen, die sie weltweit beanspruchen. Womöglich schwelt hier auch das Unbehagen mit, das einer von Xis Vorgängern, Deng Xiaoping, einst angeblich wie folgt umschrieb: Wenn du das Fenster aufmachst, kommen nebst frischer Luft auch Fliegen herein.

Auch in Sachen Eigentumsschutz ist ein Umdenken erforderlich. Ein zögerlicher Wandel ist durchaus spürbar. Während chinesische Firmen beispielsweise im Jahr 2000 rund eine Milliarde Dollar für die Nutzung ausländischen geistigen Eigentums bezahlt haben, waren es 2017 bereits 29 Milliarden.39 Und je mehr sich die chinesische Wirtschaft von Imitation zu Innovation entwickelt – und das tut sie derzeit rasant –, desto größer wird ihr eigenes Interesse an wirksamen Schutzmechanismen sein. Eindrücklich zeigt sich das beispielsweise daran, dass im Jahr 2017 216.000 Klagen wegen Verstößen gegen Regeln zum Eigentumsschutz eingereicht wurden, von denen ganze drei Prozent von ausländischen Firmen stammten.40 Es fehlt aber bislang an einer schlagkräftigen Justiz-Infrastruktur, um die bestehenden Gesetze auch wirksam durchsetzen zu können. Problematisch ist auch, dass China heute westliche Unternehmen zu Technologietransfer im Austausch für Marktzugang zwingt. Und es kauft sich auf den Weltmärkten gezielt Unternehmen aus unterschiedlichen Wachstumsbranchen ein, wodurch es Zugang zu Schlüsseltechnologien bekommt. Damit die von den Chinesen gekauften Firmen aber vorne bleiben, müssen die chinesischen Eigentümer über kurz oder lang die innovationsfreundlichen Grundwerte, auf denen die vergangenen Leistungen der von ihnen gekauften Firmen beruhen, übernehmen. Sonst werden diese Firmen womöglich nicht lange vorne bleiben.

Rede- und Pressefreiheit hat es in vielen asiatischen Ländern inklusive China nie gegeben, folglich kann man sie ihnen nicht einfach von heute auf morgen aufoktroyieren. Öffentliche Anprangerungen erweisen sich zumeist als kontraproduktiv. Ein stiller, geduldiger Dialog bringt oftmals wesentlich mehr, auch wenn damit kurzfristig keine Lorbeeren zu holen sind. Auch das westliche Prinzip der Gewaltenteilung ist den Chinesen historisch fremd. Judikative und Legislative sind größtenteils unter Kontrolle der Exekutive, und alle drei sind der Partei unterstellt. Eine spezielle Herausforderung stellt für China also der Umstand dar, dass es im Gegensatz zu anderen Schwellenländern wie Brasilien, Indien oder Südafrika von einem autoritären Regime geführt wird. Das Dilemma, vor dem die Machthaber stehen, ist es, entgegengesetzte Kräfte wie eine liberalisierte Wirtschaft, die einen stetig wachsenden Mittelstand hervorbringt, mit der anhaltenden Verweigerung individueller und demokratischer Rechte unter einen Hut zu bringen. Solange es wirtschaftlich aufwärts geht, scheint die Rechnung für die Partei aufzugehen. Frei nach dem großen deutschen Dichter Bertolt Brecht: »Erst kommt das Fressen, dann die Moral.« Das Regime unternimmt derzeit alles, die staatliche Kontrolle über Internet, Big Data und Clouds bis in die letzten Winkel jedes einzelnen Privathaushalts sicherzustellen. Ausländische Anbieter wie Google, Twitter, Facebook oder Youtube sind schlichtweg gesperrt, während deren Bosse kiloweise Kreide fressen, um den Machthabern entgegenzukommen und damit etwas vom Kuchen einer guten Milliarde chinesischer Internetnutzer abzubekommen. Die Parteiführung spricht euphemistisch von »Cybersouveränität«. Das Spannungsfeld, das hier aufgebaut wird, droht irgendwann zu zerreißen. Je gebildeter die Bevölkerung, je stärker der Mittelstand, desto mehr dürfte das Einparteienregime in Bedrängnis geraten. Es wird wohl kaum ein Weg daran vorbeiführen, den Menschen in China mehr Mitbestimmung zuzugestehen. Die [27]Alternative wäre eine zunehmend totalitäre Diktatur. Enormen sozialen Sprengstoff birgt zudem die jahrelange Einkindpolitik, die dazu führte, dass Millionen weiblicher Föten abgetrieben wurden. Die nationale Bevölkerungs- und Familienplanungskommission rechnet für das Jahr 2020 mit einem Überschuss von heiratsfähigen Männern gegenüber Frauen von mindestens 30 Millionen.41 Ein herausragender Gefahrenherd ist und bleibt außerdem Taiwan. »Es ist der chinesische Nationalismus, nicht der Kommunismus, der zur Konfrontation mit den Vereinigten Staaten führen könnte, und der Anlass wäre nicht ein Streit der globalen Hegemonie wegen, sondern Taiwan«, schreibt Henry Kissinger.42

Ein Wort noch zu Indien. Das Land wird zwar als die größte Demokratie der Welt gelobt, bevölkerungsmäßig wird es China bald überholen, hinkt seinem kommunistischen Rivalen aber in Sachen wirtschaftlicher Entwicklung weit hinterher. Positiv zu vermerken ist indes, dass Indien 2018 bis 2019 mit einer prognostizierten jährlichen Steigerungsrate zwischen 7 und 8 Prozent die am schnellsten wachsende Volkswirtschaft der G-20-Länder bleibt.43 Auf der negativen Seite der Bilanz muss man jedoch anführen, dass die Entwicklung des Landes durch eine Reihe hausgemachter Probleme nur schleppend vorankommt. Bremsklötze sind etwa die zähe Bürokratie, das Kastensystem, der lamentable Zustand weiter Teile der Infrastruktur, ein völlig unzureichendes Bildungssystem. Kaum ein Viertel der Frauen arbeitet, von einer nennenswerten Mittelklasse kann kaum die Rede sein; nur einer von 45 Indern besitzt ein Auto, nur drei Prozent sind je in einem Flugzeug gesessen.44 Hinzu kommt ein seit Jahrhunderten schwelender Konflikt zwischen Hindus und Muslimen. Beherzte und mutige Politik könnte entscheidend dazu beitragen, das großartige Potential Millionen hochtalentierter und begeisterungsfähiger Menschen endlich freizusetzen und besser zu nutzen.

Weiter geht es auf unserer Reise nach Russland, dem flächenmäßig mit Abstand größten Land der Erde. Mit 17 Millionen Quadratkilometern ist es fast doppelt so groß wie die USA (9,8) oder China (9,6). Bevölkerungsmäßig liegt es nur auf Rang neun mit rund 143 Millionen Einwohnern; niedrige Geburtenraten und eine der europaweit niedrigsten Lebenserwartungen machen dem Land zu schaffen. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion, welche zusammen mit den USA Supermachtstatus genoss und die einigermaßen stabile bipolare Welt über Jahrzehnte des Kalten Krieges maßgeblich mitbestimmte, musste sich die Russische Föderation nach dem Ende des Sowjetreiches mit einer merklich reduzierten Rolle auf der Weltbühne begnügen, bis hin zur erniedrigenden Aussage von US-Präsident Obama, es handle sich bei Russland um eine Regionalmacht. Damit hat Obama einen von Altkanzler Helmut Schmidt empfohlenen Grundsatz missachtet: »In keiner Krise und auf keinen Fall den nationalen Stolz der Russen verletzen!«45 George Soros spricht gar von einer Demütigung, die viel größer sei, als jene, die Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg erfahren habe, was das Ausmaß eindrücklich umschreibt.46

Präsident Putin unternimmt derweil titanische Anstrengungen, Russland zurück auf Augenhöhe mit den Amerikanern zu führen und wieder als Weltmacht zu etablieren. Allerdings tut er dies auf zweifelhafte, mithin verzweifelt anmutende Weise, fast ausschließlich auf militärischer Ebene, untermauert insbesondere durch ein grauenerregendes Nuklearpotential. »Das einzige Potential (…), das ihm eine strategische Parität mit den USA [28]sichert«, wie der Journalist Scholl-Latour schreibt.47 Aber bedeutet Weltmacht sein etwa nur, die Fähigkeit zu besitzen, die Erde in die Steinzeit zurückbomben zu können? Heißt Weltmacht sein nicht viel mehr? Nämlich wirtschaftliche und kulturelle Kraft? Vertrauen und Hoffnung für Abermillionen von Menschen? Die Fähigkeit, Köpfe und Herzen zu begeistern? Russland verfügt nebst schier unermesslichen Bodenschätzen über ein fantastisches Reservoir an großartigen Wissenschaftlern, die in der Weltraum-, Flug- und Militärtechnologie Spitzenleistungen erbringen. Das Drama hier ist, dass dieses herausragende Potential an kompetenten Menschen unverhältnismäßig stark für militärische statt für zivile Zwecke eingesetzt wird. So sind die Militärausgaben bis 2016 innerhalb eines Jahrzehnts von 2,8 auf 4,4 Prozent der nationalen Wirtschaftsleistung gestiegen (Nato 2,4 Prozent), während in die Bildung lediglich 3,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts flossen (EU-Schnitt 4,9 Prozent).48 Man kann den russischstämmigen Schriftsteller Wladimir Kaminer daher verstehen, wenn er sagt, dass er mit »liebevoller Verzweiflung« auf sein Heimatland schaue.49

Es ist Putin und seinen Mitstreitern bislang kaum gelungen, den jahrelangen Rohstoffboom dazu zu verwenden, den Staat und seine Wirtschaft zu modernisieren und zu diversifizieren. Das verstärkte Aufkommen erneuerbarer Energien fördert weltweit eine »Energie-Demokratisierung«, was die Position und das Erpressungspotential traditioneller Öl- und Gasexporteure weiter schwächen wird. Die Hauptprobleme Russlands sind struktureller und institutioneller Natur, wie der langjährige Finanzminister Alexei Kudrin betont.50 In Anlehnung an Reagans »Mr Gorbachov, tear down this wall« möchte man dem Präsidenten zurufen: »Herr Putin, setzen Sie endlich das großartige Potential Ihrer Bevölkerung frei!« Ermutigende Anzeichen sind durchaus erkennbar: So ist Russland im Ease-of-Doing-Business-Ranking der Weltbank von Rang 120 im Jahre 2012 auf Rang 35 im Jahr 2017 vorgerückt.51 Es braucht aber mehr. Der Ex-Ölmagnat Michail Chodorkowski sagt, dass ihm in zehn Jahren Straflager klar geworden sei, dass wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Freiheit zusammengehören.52 Das ist schwer zu verwirklichen unter einem Präsidenten, der laut Bill Clinton »die Demokratie nicht in seinem Herzen hat«. Vor seinem Tod soll Boris Jelzin zu Vertrauten gesagt haben, es sei ein großer Fehler von ihm gewesen, Putin als seinen Nachfolger auserkoren zu haben.53 Erschwerend kommt leider hinzu, dass das Wort Demokratie bei großen Teilen der Bevölkerung höchst negative Emotionen hervorruft. Schuld daran ist in erster Linie eine totale Pervertierung des Demokratiebegriffs im Nachgang an die Auflösung der UdSSR. Demokratie wird, völlig zu Unrecht, in Verbindung gebracht mit der ruchlosen Aneignung riesiger Vermögen durch wenige sogenannte Oligarchen zulasten der Bevölkerung. Oligarchen, die notabene zuerst unter Gorbatschow in Erscheinung traten, wie der frühere polnische Finanzminister und Nationalbankpräsident Leszek Balcerowicz anmerkt.54 Derzeit werden Schwächen zu Hause zunehmend mit Aggression im Ausland kompensiert. Die mit roher Gewalt erfolgte – und unter demokratischem Deckmäntelchen versteckte – »Rückeroberung« der Krim sowie das Führen eines obskuren Hybrid-Krieges in der Ostukraine sind beredte Beispiele dafür. Die Tatsache, dass dies passierte, ist wenig überraschend. Die Frage war nur, wie Russland früher oder später danach trachten würde, die Ukraine zurück ins Reich zu holen.55 Und Belarus steht noch auf der Liste. Russland läuft heute Gefahr, seine Ressourcen mit einer eindimensionalen [29]Fokussierung auf seine Militärmacht auszulaugen und, gleich wie die Sowjetunion, an den eigenen Widersprüchen zu scheitern.

Zu Europa: Der Kontinent zählt 48 Länder und 750 Millionen Einwohner, darunter 445 Millionen EU-Bürger (nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs).
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